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Zusammenfassung  

 

Die gleichwertige Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit zwischen Frauen 

und Männern ist eines der zentralen Themen europäischer Gleichstellungspolitiken. 

Wie die vergleichende Analyse unterschiedlicher wohlfahrtsstaatlicher Politiken in 

Europa zeigt, können staatliche Regelungen durchaus Einfluss haben auf individuelle 

Entscheidungsprozesse.  

In der vorliegenden Studie wurden auf Basis sekundäranalytischer Auswertungen 

nationaler Daten, sowie aktueller internationale und nationaler Studien jene Faktoren 

herausgearbeitet, die eine gleichberechtigte Teilhabe beider Geschlechter an der 

Kinderbetreuung und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern. 

Untersucht wurden, welche Bedingungen relevant sind, damit von tatsächlicher 

Wahlfreiheit der Eltern gesprochen werden kann. Während konservative politische 

Kräfte i.d.R. für vermeintlich ‚geschlechtsneutrale‘ Modelle wohlfahrtsstaatlicher 

Leistungen eintreten und dabei das Konzept der Wahlfreiheit vor allem mit Blick auf 

die Aufwertung der Familienarbeit (Stichwort Betreuungsgeld) befürworten, 

favorisieren andere politische Kräfte in Europa jene Modelle geschlechtergerechter 

Teilhabe, die eine elterliche Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Erwerbs- und 

Familienarbeit unterstützen und dabei konkrete Maßnahmen in Richtung 

‚Umverteilung‘ setzen (Stichwort Väterkarenz), Maßnahmen die ‚nicht an der 

Haustüre enden‘. 

Eine vereinfachende Anwendung des Konzepts der Wahlfreiheit führt dazu, dass die 

in der Praxis häufig begrenzten Wahlmöglichkeiten, die oftmals ungleichen 

Marktgewichte von Männern und Frauen und ökonomische sowie soziale 

Abhängigkeiten übersehen werden. Bislang wurden in vielen Ländern Europas mit 

dem Konzept der Wahlfreiheit vor allem Maßnahmen gesetzt, die auf eine 

Bezuschussung elterlicher Betreuungsarbeit zielen, traditionelle 

Arbeitsteilungsmodelle unterstützen und ungleiche Bedingungen außer Acht lassen. 

Das Festhalten an traditionellen Geschlechterrollen wird dadurch gefördert. Ein 

häufig genanntes Motiv ist das des Kindeswohls, wobei zumeist die Ansicht vertreten 

wird, dass ein Kind in den ersten drei Lebensjahren am besten durch die Mutter 

betreut würde. Hinter dem Konzept der Wahlfreiheit verbergen sich zumeist 

unzutreffende Annahmen über autonome AkteurInnen, die in unterschiedlichen 

Lebenssituationen freie Entscheidungen treffen können.  

Ab den 1980er Jahren wurden erstmals auch Väter in Wahlfreiheitskonzepte 

aufgenommen. Aber auch hier wurde Wahlfreiheit unterschiedlich beschrieben. Für 

die deutsche CDU/CSU bedeutete sie die Möglichkeit von Müttern und Vätern, sich 

mindestens bis zum dritten Lebensjahr des Kindes ausschließlich der 

Kindererziehung widmen zu können. Andere politische Parteien in Deutschland 

verstanden darunter eher die Option von Frauen und Männern, Familien- und 

Erwerbsarbeit möglichst gleichzeitig miteinander verbinden und den potentiellen 

Ausstieg von Frauen aus der Erwerbsarbeit möglichst kurz halten zu können. 



Maßnahmen wie der geförderte Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen, flexible 

Regelungen des Erziehungsgelds und der Elternzeit mit Anreizwirkungen für Väter 

sollten dies fördern. De facto verhinderten aber gerade beim Erziehungsgeld 

geschlechtsspezifische Lohndifferenzen eine echte Wahlfreiheit für beide Elternteile. 

Betreuungsprämien (‚Herdprämien‘) werden von KritikerInnen des 

Wahlfreiheitskonzepts als kostengünstige Möglichkeit der Kinderbetreuung im 

Vergleich zu öffentlich (mit)finanzierten Betreuungsplätzen betrachtet. Dabei handle 

es sich um eine Möglichkeit der Kinderbetreuung – so lautet die Kritik - die den 

Ausbau öffentlicher Betreuungsplätze verhindere. 

 

Volkswirtschaftliche Konzepte 

Der homo oeconomicus, der Mensch als nutzenmaximierendes Subjekt, stellt eine 

relevante volkswirtschaftliche Grundlage des Wahlfreiheitskonzepts dar. Aus 

feministischer Sicht existiert ein auf sich selbst reduziertes, autonomes Individuum 

nicht, das geschichts- und traditionslos, kultur- und körperlos und ohne soziale 

Gruppenzugehörigkeit auskommt. Vielmehr ist davon auszugehen, dass Menschen 

in unterschiedlichen Lebensphasen Betreuung benötigen; dies würde aber im 

neoklassischen homo oeconomicus systematisch ausgeblendet. Erwerbs- und 

Reproduktionsarbeit sind de facto nicht unabhängig voneinander. Aus Sicht der 

Rational-Choice-Theorie ist das wesentlichste Entscheidungskriterium für eine 

Handlungsoption, ob daraus rationale Vorteile erwachsen oder nicht. Nach Beckers 

New Home Economics-Ansatz (1964 und 1965) hätten Frauen komparative Vorteile 

in der Haushaltsproduktion, die durch bestehende Lohndiskriminierung und andere 

Nachteile, die Frauen am Erwerbsarbeitsmarkt erwachsen noch erhöht würden. Im 

Bestreben, den gemeinsamen Haushaltsnutzen zu maximieren, würden Frauen in 

Erwartung von Berufsunterbrechungen infolge der Kindererziehung weniger in ihr 

Humankapital investieren. Frauen seien demnach mit geringeren 

Opportunitätskosten eines Ausstiegs im Vergleich zu Männern konfrontiert und 

würden aus einem haushaltsbezogenen Optimierungskalkül heraus ihre 

Berufstätigkeit unterbrechen. Heute ist es angesichts hoher Bildungsabschlüsse bei 

Frauen allerdings fraglich, ob die genannten komparativen Vorteile überhaupt noch 

bestehen, wenngleich eklatante Einkommensunterschiede weiterhin bestehen. In 

neueren erweiterten Rational-Choice-Modellen werden Entscheidungsprozesse in 

zwei Stufen gefasst: zuerst wird entschieden, welches Leitbild in der aktuellen 

Situation dominant ist (z.B. in Bezug auf die Ausübung der Mutterschaft), erst dann 

würden Handlungsmöglichkeiten erfasst. Gewohnheiten sind dabei eine Alternative 

zur Kosten-Nutzenkalkulation. Gewohnheiten können sehr zählebig sein. Ein weiterer 

Kritikpunkt am Rational-Choice-Modell und seiner Grundannahme, dass rationale 

individuelle Entscheidungen getroffen werden, betrifft den Umstand, dass 

Verantwortlichkeiten und Abhängigkeiten nicht adäquat berücksichtigt würden. Es 

stellt sich die Frage, welche Alternativen Frauen und Männer in Bezug auf die 

Übernahme von Betreuungsaufgaben und auf die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 

überhaupt wahrnehmen und welche Gestaltungsspielräume und Zwänge sie sehen. 



Unklar ist, ob eine rationale Entscheidung für eine bestimmte Alternative, eine 

Wahlfreiheit in diesem Sinne, also überhaupt möglich ist. 

 

Arbeitsteilungsmodelle 

Das Konzept der Wahlfreiheit setzt voraus, dass die Entscheidung für die Form der 

Arbeitsteilung aus einem Pool verschiedener Arbeitsteilungsmodelle möglich ist. 

Pfau-Effinger (2000a; 2000b) unterscheidet verschiedene geschlechterkulturelle 

Familienmodelle:  

- das familienökonomische Modell, bei dem beide Elternteile im eigenen Betrieb 

tätig sind; 

- das männliche Ernährermodell, bei dem die Frau Familienarbeit leistet 

während der Mann in Vollzeit berufstätig ist;  

- das ZuverdienerInnenmodell, bei dem eine Person, meist der Mann, in Vollzeit 

berufstätig ist; die Partnerin oder der Partner ist in Teilzeit erwerbstätig und 

leistet Familienarbeit;  

- das DoppelversorgerInnenmodell, bei dem beide Elternteile in Vollzeit 

erwerbstätig sind und Kinderbetreuung vorwiegend extern erfolgt; 

- das DoppelversorgerInnen-/DoppelbetreuerInnenmodell, bei dem sich beide 

Elternteile Erwerbsarbeit zu annähernd gleichen Teilen und Familienarbeit 

partnerschaftlich teilen. 

Ein EU-Vergleich der geschlechterkulturellen Familienmodelle zeigt eine gewisse 

Bedeutung des DoppelversorgerInnenmodells vor allem in den nordeuropäischen 

Ländern Finnland und Dänemark sowie in einigen südeuropäischen (Portugal, 

Zypern), post-sozialistischen und baltischen Ländern. Nicht überall fußt dies auf 

gleichstellungsorientierten Motiven. Insbesondere in post-sozialistischen Ländern 

sind es v.a. wirtschaftliche Gründe, die die Vollzeitarbeit beider PartnerInnen 

notwendig machen. Eine Vollzeiterwerbstätigkeit beider Elternteile kann eine 

gerechtere Verteilung der Kinderbetreuungsaufgaben bedingen, muss es aber nicht. 

Insbesondere in zentraleuropäischen Ländern (z.B. Österreich, Deutschland, 

Holland) und Schweden ist das ZuverdienerInnenmodell stärker vertreten, wobei 

meist der Mann einer Vollzeiterwerbstätigkeit nachgeht und die Frau einer 

Teilzeiterwerbstätigkeit. Abgesehen von Schweden und Holland weisen diese Länder 

durch- bzw. unterdurchschnittliche Beteiligungsraten von Männern an 

Kinderbetreuung und Haushalt auf. In südeuropäischen Ländern (z.B. Spanien, 

Italien) und in Irland ist vor allem das männliche Ernährermodell vertreten, mit 

niedrigen Beteiligungsraten von Männern an Haus- und Familienarbeit (ein starker 

Hinweis auf traditionelle Geschlechterkulturen). In Ländern, in denen 

DoppelversorgerInnen-Haushalte dominieren, wird die Möglichkeit der Vereinbarkeit 

von Erwerbsarbeit und Familie i.d.R. positiv eingeschätzt. Insbesondere nordische 

Länder weisen hohe Zufriedenheitswerte mit der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 

und Familienarbeit auf, vor allem mit Blick auf die geschlechtergerechte Aufteilung 



unbezahlter Arbeit und auf institutionelle Einflussfaktoren wie 

Kinderbetreuungsangebote. 

Kinder im gemeinsamen Haushalt führen in Ländern wie Österreich, Deutschland 

oder Holland zur Verschiebung der Arbeitsteilung in Richtung 

ZuverdienerInnenmodell. In einzelnen südeuropäischen Ländern und in Luxemburg 

gewinnt im Fall von Kindern im Haushalt hingegen das Ernährermodell an 

Bedeutung. Auffallend stabil bleiben die Arbeitsteilungsmodelle in post-

sozialistischen Ländern. Dort hat Teilzeiterwerbsarbeit bei Frauen traditionell kaum 

Verbreitung gefunden. Der Anteil der doppelverdienenden Paare mit Kindern, in 

denen beide Eltern voll berufstätig sind, variiert in ganz Europa. Am höchsten ist er in 

post-sozialistischen Ländern, wo dieses Arbeitsteilungsmodell zumeist eine 

ökonomische Notwendigkeit darstellt.  

Auf dem Weg hin zu einem postindustriellen Wohlfahrtsstaat hat Fraser (1994) vor 

längerer Zeit auf drei mögliche Wege der Verteilung von Erwerbsarbeit und 

Betreuungsarbeit hingewiesen: 

 Das Modell der allgemeinen Erwerbstätigkeit (Universal Breadwinner Model), 

in dem die Gleichstellung von Frauen und Männern über eine nachholende 

Arbeitsmarktintegration von Frauen in Analogie zu Männern hergestellt 

werden soll. 

 Das Betreuungsmodell (Caregiving Parity Model), in dem Frauen verstärkt 

soziale Rechte auf Basis der Pflege- und Betreuungsarbeit in der Familie und 

am informellen Arbeitsmarkt zugestanden werden sollten. Frauen hätten hier 

zwar eine geringere Gesamtbelastung, allerdings bleibt damit die 

geschlechtsspezifische Arbeitsteilung festgeschrieben und eine 

partnerschaftliche Teilung beider Arbeitsbereiche wird verhindert. 

 Das Modell der universellen Betreuungsarbeit, in dem Männer und Frauen 

Betreuungsarbeit leisten.  

Um Wahlfreiheit zu ermöglichen, dürften vom Wohlfahrtsstaat keine Anreize in 

Richtung nur eines Betreuungsmodells gesetzt werden, vielmehr müssten 

Zugangsmöglichkeiten zu allen drei Alternativen gegeben sein (vgl. Kreimer, 2009). 

 

Wandel der Einstellungen und zugrunde liegende Konzepte 

Dominante gesellschaftliche Normen und Leitbilder, die Frauen den größten Teil der 

Reproduktionsarbeit und eine damit verbundene, zumindest phasenweise 

Nichterwerbstätigkeit und Männern vorrangig Erwerbsarbeit zuschreiben, erschweren 

eine tatsächliche Wahlfreiheit der Eltern. Normen und Leitbilder werden durch 

Internalisierungsprozesse im Verlauf der Sozialisation verinnerlicht. 

Einstellungsbefragungen in Österreich zeigen eine deutliche Präferenz für die 

Betreuung der Kinder durch die Mutter. Frauen treffen nach Kapeller, Kreimer & 

Leitner (1999) nicht zu Beginn ihrer Karriere die Erwerbsentscheidung, sondern 

ändern ihre Erwerbsentscheidungen im Laufe ihres Lebens. Das ist auf geänderte 

Präferenzen, aber auch auf geänderte Rahmenbedingungen zurückzuführen. Viele 



Frauen wollen sich nicht mehr zwischen Berufstätigkeit und Kinderbetreuung 

entscheiden müssen, sondern favorisieren beide Lebensbereiche. Und sie wollen, 

dass Männer verstärkt Betreuungsarbeit übernehmen.  

Hegemoniale Männlichkeit, die auf ungleichen Machtrelationen fußt, wird von Connell 

(1995) als Hindernis für Gleichstellung und Inklusion beschrieben. Wenn neue 

Handlungsmuster und neue soziale Praktiken von Männern und Frauen entstehen, 

verändern sich Geschlechterbeziehungen: das Modell der (für)sorgenden 

Männlichkeit (Caring Masculinity) entwickelt sich dabei als ein mögliches 

Alternativmodell zur Hegemonialen Männlichkeit. Der Begriff Care umfasst dabei 

nicht nur Betreuungsaufgaben für Kinder, sondern er schließt auch die Sorge um 

andere (PartnerInnen, FreundInnen, KollegInnen, etc.) und um sich selbst mit ein 

(z.B. stärkeres Verantwortungsbewusstsein für die eigene Gesundheit). Daraus 

ergibt sich ein direkter Nutzen für alle Beteiligten. 

Für Deutschland zeigen Volz & Zulehner (2009), dass die Familie nach wie vor den 

wichtigsten Lebensbereich bei Männern und Frauen darstellt. Zwar hat die 

Wertschätzung der Frauenemanzipation bei Männern zugenommen, den Großteil der 

Betreuungsaufgaben leisten aber nach wie vor Frauen. Kapella & Rille-Pfeiffer (2011) 

unterscheiden in Deutschland und Österreich drei Gruppen von jungen Vätern: 

 Väter, die nach der Geburt ihres jüngsten Kindes nichts an ihrem 

Erwerbsverhalten ändern (jeder dritte Vater), 

 Väter, die rund um die Geburt ihres Kindes ihre Erwerbsarbeit reduzieren (die 

größte Gruppe), 

 Väter, die Karenz oder Elternteilzeit in Anspruch nehmen – häufiger 

selbständig erwerbstätige oder höher gebildete Männer mit hoch gebildeten 

Partnerinnen (die kleinste Gruppe). 

Insbesondere die letzte Gruppe hält flexible Arbeitszeiten, stärkere Rücksichtnahme 

auf Eltern in der Erwerbsarbeit und die Akzeptanz der Väterkarenz durch 

ArbeitgeberInnen für unerlässlich auf dem Weg zu einer geschlechtergerechten 

Gesellschaft. Milieus, die für Gleichstellung aufgeschlossen sind, fordern 

Rahmenbedingungen, die Familien ein individuelles Arrangement von Gleichstellung 

in der Partnerschaft ermöglichen, und sie fordern flexible Arbeitsstrukturen, wie z.B. 

flexible Arbeitszeiten, flexible Arbeitsorte und adäquate Betreuungseinrichtungen.  

Studien in den letzten 10 Jahren zeigen eine Verschiebung der Einstellungen von 

traditionellen zu partnerschaftlichen, egalitären Vorstellungen von Berufs- und 

Betreuungsarbeit. Diese Einstellungen werden vor allem von jüngeren Altersgruppen, 

bildungsnahen Milieus und häufiger von Frauen als von Männern vertreten. Zwei 

Drittel der Frauen und etwa die Hälfte der Männer sprachen sich Schlaffer et al. 

(2004) zufolge für das Modell der partnerschaftlichen Aufteilung der Familienarbeit 

aus. Auch EU-Studien zeigen, dass die partnerschaftliche Arbeitsteilung das mit 

Abstand bevorzugte Modell ist. Allerdings gibt es in der Realität deutlich weniger 

Paare, die diesen Wunsch auch verwirklichen. Der verbalen Aufgeschlossenheit 

steht eine ‚Verhaltensstarre‘ gegenüber, die nicht nur auf fehlendem Willen oder 

fehlenden Rollenbildern fußt, vielmehr müssen v.a. wohlfahrtsstaatliche Regelungen 



und auch betriebliche Bedingungen berücksichtigt werden, die einer 

partnerschaftlichen Aufteilung oft hinderlich im Wege stehen. 

 

Arbeitsteilung in Österreich: Daten und Fakten 

Europaweit lässt sich ein Trend zur Vollzeitarbeit bei Paarhaushalten ohne Kinder 

feststellen. Dieses relativ gleichstellungsorientierte Erwerbsverhalten ändert sich 

jedoch grundlegend, wenn das erste Kind geboren wird. Unter umgekehrtem 

Vorzeichen lässt sich dasselbe für die Aufteilung der unbezahlten Arbeit 

konstatieren. EU-Studien und Studien in Österreich kommen dabei zu ähnlichen 

Ergebnissen. 

Erwerbsarbeit und Familie zu vereinbaren, ist für österreichische Eltern eine große 

Herausforderung. In den letzten 20 Jahren stieg die Frauenerwerbsquote deutlich an, 

sodass sie sich im Fall kinderloser Frauen an jene von Männern annäherte. Bei 

Frauen mit betreuungspflichtigen Kindern unter 15 Jahren ist sie allerdings um 20% 

niedriger als bei Männern. Grundsätzlich gilt: Elternschaft reduziert die 

Erwerbsarbeitszeit von Frauen und erhöht die Erwerbsarbeitszeit von Männern. 87% 

der Frauen mit Kindern unter 8 Jahren unterbrachen 2010 ihre Erwerbstätigkeit für 

die Kinderbetreuung, aber nur 6% der Männer. Jede zehnte Frau, aber nur jeder 

zwanzigste Mann übernimmt unbezahlte Betreuungs- und Pflegeleistungen für 

hilfsbedürftige Erwachsene im Haushalt (vgl. Statistik Austria, 2011). 

30% aller Eltern nahmen im Jahr 2011 in Österreich institutionelle Kinderbetreuung 

(Kinderkrippe, Kindergarten, Vorschule oder Hort) für ihr jüngstes Kind in Anspruch, 

2% beanspruchten Tageseltern oder BabysitterInnen – mehr als zwei Drittel nahm 

kein institutionelles Betreuungsangebot in Anspruch. In der Steiermark ist der Anteil 

der institutionellen Betreuung im Bundesländervergleich am geringsten (23%), in 

Wien ist er am höchsten (43%). Je höher die Bildung der Eltern, desto stärker 

werden institutionelle Betreuungsangebote in Anspruch genommen. Ca. 20% aller 

Nicht-Erwerbstätigen mit Betreuungspflichten für Kinder unter 15 Jahren in der 

Steiermark geben an, einer Erwerbstätigkeit nachgehen zu wollen, wenn es 

geeignete Kinderbetreuungsangebote gäbe, österreichweit sind es 22,4%. 

‚Betreuungspflichten‘ sind nach wie vor der am häufigsten genannte Grund für 

Teilzeitarbeit (74%). Befragt nach der Zufriedenheit mit Betreuungsangeboten 

verweisen insbesondere AkademikerInnen auf einen Mangel an 

Betreuungsangeboten, während Personen mit Pflichtschulabschluss bemängeln, 

dass die Betreuungsangebote zu teuer seien (vgl. Statistik Austria, 2011). 

In Österreich gingen 9% der Männer, aber 45% der Frauen im Jahr 2012 eine 

Teilzeitbeschäftigung nach (vgl. Bergmann, Scambor & Scambor, 2014). Im EU-

Vergleich nennen österreichische Frauen häufiger familiäre bzw. persönliche Gründe 

als Motiv für Teilzeitarbeit als Frauen anderer europäischer Länder. EU-weit nennen 

teilzeitbeschäftigte Männer als Motiv für Teilzeitarbeit vor allem, dass sie keine 

Vollzeitstelle finden konnten, österreichische teilzeitbeschäftigte Männer nennen vor 

allem Aus- und Weiterbildungswünsche als Grund für niedrige Erwerbsarbeitszeiten.  



Der Männeranteil an der Hausarbeit stieg in den letzten 20 Jahren, die 

durchschnittliche Zeitdauer für Hausarbeit sank, allerdings war sie 2008/09 bei 

Frauen mit 4:12 Stunden deutlich höher als bei Männern (2:46 Stunden). 

Kinderbetreuung wird zu 69% von Frauen, zu 31% von Männern geleistet. Die 

Beteiligung von Männern an Kinderbetreuungszeiten steigt in Österreich langsam an. 

Allerdings verbringen Frauen im Durchschnitt fast doppelt so viel Zeit (2:21 Stunden) 

mit Kindern als Männer (1:09 Stunden). (Vgl. Statistik Austria, 2009) 

 

Arbeitsteilung und Vereinbarkeitsmaßnahmen in der Steiermark 

Die Anzahl der Kinder unter 15 Jahren hat sich in der Steiermark im Lauf der letzten 

40 Jahre fast halbiert. Gleichzeitig stieg das Durchschnittsalter der Mütter bei der 

Erstgeburt. Die Erwerbsarbeit der Frauen nahm stark zu. Die gewünschte Kinderzahl 

ist deutlich höher als die tatsächliche (1,9 Kinder zu 1,32 Kinder je Frau). Aktuelle 

Studien zeigen, dass persönliche Aspekte bei der Entscheidung für oder gegen ein 

Kind wichtiger sind als ökonomische Aspekte.  

Österreichweit aber auch in der Steiermark wird eine Teilung der Karenz zwischen 

Mutter und Vater als Ideal angesehen, in Graz deutlich häufiger als in 

Kleingemeinden unter 1500 EinwohnerInnen. Geteilte Karenz wird aber nur von rund 

einem Drittel tatsächlich gelebt – als Gründe für die Nicht-Verwirklichung der 

geteilten Karenz werden finanzielle und berufliche Motive genannt (vgl. LASTAT, 

2012a). Kürzere Kinderbetreuungsgeld-Varianten werden vor allem in Graz 

beansprucht, in ländlichen Gebieten wird die längste Kinderbetreuungsgeld-Variante 

(30+6) überdurchschnittlich oft beansprucht. Zur besseren Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf werden nach LASTAT (2012) nicht nur finanzielle 

Unterstützungsleistungen, sondern vor allem ausreichende, qualitätsvolle und flexible 

Kinderbetreuungsangebote gefordert. In einzelnen steirischen Gemeinden werden 

deshalb gezielt Maßnahmen zur Erhöhung der Betreuungsmöglichkeiten gesetzt 

(z.B. Audit Familienfreundliche Gemeinde in 39 steirischen Gemeinden).  

 

Günstige Bedingungen für die Beteiligung von Männern an Erziehungs- und 

Hausarbeit 

Traditionelle Haltungen und Geschlechterrollen sowie strukturelle Ungleichheiten 

(wie fehlende Einkommensgerechtigkeit, vertikale Segregation, die Gläserne Decke) 

stehen einer stärkeren Beteiligung von Männern an Erziehungs- und Hausarbeit im 

Weg. Es gibt starke internationale Unterschiede. Während der Männeranteil an 

unbezahlter Arbeit zwischen 2005 und 2010 in nordischen Ländern auf etwa 40% 

stieg, sank er in einigen südeuropäischen und post-sozialistischen Ländern, dort lag 

er 2010 bei etwa 20%. In Österreich lag der Anteil 2010 bei knapp 25% (vgl. 

Scambor, Wojnicka & Bergmann, 2013). Frauen investieren in Österreich in allen 

Altersgruppen deutlich mehr Zeit in Hausarbeit als Männer. In ländlichen Regionen 

ist der Geschlechterunterschied deutlich größer als in Städten.  



Studien, die sich den Bedingungsfaktoren von gender-equal balance widmen, 

zeigen, dass einzelne Faktoren nicht ausreichen, um das Engagement von Männern 

in der Familie ursächlich erklären zu können. Eine im Jahr 2007 in Norwegen 

durchgeführte Studie zeigt, dass der Männeranteil an Betreuungs- und 

Haushaltstätigkeiten positiv mit dem Ausbildungsniveau und negativ mit der Höhe 

des Einkommens korreliert: Je höher das Bildungsniveau umso eher übernehmen 

Männer Betreuungs- und Haushaltstätigkeiten, je höher das Einkommen der Männer, 

umso geringer ist deren Anteil an diesen Tätigkeiten. Zudem erhöhen ausgewogene 

Ressourcenverteilungen (Einkommen, etc.), gleichstellungspolitische 

Überzeugungen und junges Alter die Wahrscheinlichkeit, dass sich Männer an 

Betreuungs- und Haushaltstätigkeiten beteiligen. 

Ergebnisse aktueller Studien zur Arbeitszeit und Zufriedenheit zeigen, dass die 

Zufriedenheit mit der Arbeitssituation bei männlichen Beschäftigten in Ländern mit 

niedrigen durchschnittlichen Arbeitszeiten am höchsten und in Ländern mit langen 

durchschnittlichen Arbeitszeiten am geringsten ist, was durchaus als Hinweis in 

Richtung Wunsch nach Abkehr vom Diktat der männlichen 

Vollzeiterwerbsarbeitskultur interpretiert werden kann. Gleichzeitig zeigen 

Organisationsanalysen, dass Entwicklungen in Unternehmen hinterherhinken. 

Während auf der Einstellungsebene deutliche Signale hin zu einer veränderten 

Familienrolle, zu aktiver Vaterschaft bei gleichzeitiger Abkehr vom Ernährermodell 

festzustellen sind, ändern sich Verhältnisse in Betrieben und Unternehmen nur sehr 

schleppend und häufig ausschließlich auf Basis gesetzlicher Regelungen (Bsp. 

Väterkarenz). 

 

Die institutionelle Kinderbetreuung in Österreich 

Sowohl das Vorhandensein als auch die Ausgestaltung der institutionellen 

Kinderbetreuung (Öffnungs- und Schließzeiten, Kosten, etc.) sind relevante Aspekte 

im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die Öffnungszeiten 

der Betreuungseinrichtungen stellen dabei häufig das ‚Zünglein an der Waage‘ dar. 

Aktuelle Daten zeigen hier vor allem Handlungsbedarf bei den Öffnungszeiten in 

Kindergärten und bei der Betreuung der unter 3-Jährigen. Die Situation ist in ruralen 

Gebieten deutlich schlechter als im urbanen Raum. Im Bundesländervergleich zeigt 

sich darüber hinaus ein deutliches West-Ost-Gefälle. 

Angesichts des beschränkten Angebots an institutioneller Kinderbetreuung erweist 

sich die Rede von der Wahlfreiheit der Eltern unter bestimmten Bedingungen als 

leere Worthülse. Insbesondere in ruralen Gebieten ist das Angebot nicht oder nur 

mangelhaft vorhanden. Darin spiegelt sich die soziale Norm einer möglichst 

familiennahen Betreuung von insbesondere kleinen Kindern wider. 

Wohlfahrtsstaatliche Regelungen wie beispielsweise die Ausgestaltung des 

Kinderbetreuungsgelds stützen und stabilisieren die Norm der innerfamiliären 

Betreuung bei den unter 3-Jährigen. Obwohl sich traditionelle Familienstrukturen 

immer mehr auflösen und einer Pluralisierung von Lebensformen Platz machen, 

obwohl sich Arbeitsmarktanforderungen ändern und Frauen in zunehmendem Maße 



im Erwerbsarbeitsmarkt integriert sind, scheinen ich konservative Politiken nach wie 

vor am männlichen Ernährermodell – und damit an einem Auslaufmodell - zu 

orientieren. 

 

Wohlfahrtsstaatliche Regelungen in Österreich: Karenz, Elternteilzeit, 

Papamonat 

Wohlfahrtsstaatliche Regelungen bilden relevante Bedingungen für 

Entscheidungsprozesse in Familien. Entsprechende Entwicklungen in den letzten 10 

Jahren in Österreich (öffentliche Unterstützung der Kinderbetreuung, Entwicklungen 

im Bereich Karenz, Kinderbetreuungsgeld, etc.) werden u.a. als ‚Paradigmenwechsel 

auf halbem Weg‘ beschrieben. So scheinen beispielsweise Änderungen des 

Kinderbetreuungsgelds (v.a. das Monate-Splitting, kürzer Dauer und 

einkommensabhängige Transferzahlungen) stärkere Anreize für Männer zu schaffen. 

Die Einführung der Kinderbetreuungsgeld-Varianten mit kürzerer Bezugsdauer und 

höherer Geldleistung im Jahr 2008 hat einen sprunghaften Anstieg der Anzahl der 

Karenzväter bewirkt. Längsschnittuntersuchungen zeigen allerdings, dass Männer im 

Gegensatz zu Frauen beim Wiedereinstieg keine positionsmäßigen und 

einkommensrelevanten Abstiegsprozesse erleben, was vor allem auf die Dauer der 

Karenz zurückgeführt wird. Frauen verbringen deutlich mehr Zeit in der Karenz als 

Männer und sind deshalb von stärkeren Hemmnissen beim Wiedereinstieg betroffen. 

Ähnlich wie das einkommensabhängige Kinderbetreuungsgeld weist auch die im 

Jahr 2004 eingeführte Elternteilzeit in Richtung einer höheren Väterbeteiligung. Der 

Anteil von Männern an der Elternteilzeit ist vergleichsweise hoch gegenüber anderen 

Regelungen. Zudem wird die Möglichkeit der Elternteilzeit seitens derer, die sie in 

Anspruch nehmen, als effiziente Vereinbarkeitsmaßnahme erlebt. 

Von dem im öffentlichen Sektor seit 2011 gewährten unbezahlten Papamonat 

innerhalb der ersten zwei Monate nach Geburt des Kindes ist aufgrund der fehlenden 

finanziellen Absicherung und der Beschränkung auf den öffentlichen Dienst eher 

Signalcharakter zu erwarten. 

 

Wohlfahrtsstaatliche Regelungen im internationalen Vergleich  

Ein internationaler Vergleich zeigt, dass wohlfahrtsstaatliche Regelungen großen 

Einfluss auf die Erwerbsmodelle von Paaren haben können. Hier ist vor allem die 

Entwicklung skandinavischer Länder sehr interessant, die sich i.d.R. schon sehr früh 

zur Geschlechterdemokratie (und den entsprechenden Gleichstellungsmaßnahmen) 

bekannten. Dies hatte u.a. zur Folge, dass diese Länder bereits mehrere 

gleichstellungsrelevante Reformprozesse durchlaufen haben, die jeweils 

unterschiedliche Effekte nach sich gezogen haben.  

Der Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen war Auslöser für die erste Reformwelle 

(70er Jahre) in Skandinavien, wobei die Reformen die Einführung einer bezahlten 

Elternzeit mit speziellen Rechten für Mütter und Väter (Papa-Tage), sowie eine 

flächendeckende Versorgung von Kindern in der Vorschulzeit vorsahen. Diese 



Reformen zielten auf eine Politisierung von Elternschaft und auf Veränderungen der 

Geschlechterarrangements. Sie wurden von Regierungen getragen, die auf Egalität 

und Solidarität ausgerichtet waren, von liberal-konservativen Lagern jedoch 

abgelehnt. In der zweiten Reformwelle (90er Jahre) wurden Investitionen in den 

Ausbau des Kinderbetreuungsgelds getätigt und die Möglichkeiten für aktive Väter 

verbessert. Gleichzeitig wurde der bedarfsgerechte Ausbau des 

Kinderbetreuungsangebots vorangetrieben.  

Mit dem Ausbau des elterlichen Rechts auf Kinderbetreuungsgeld wurde das 

Konzept der Wahlfreiheit gestärkt, was vor allem in Norwegen von Beginn an heftig 

umstritten war, weil das gleichstellungspolitische Ziel einer Stärkung der 

Berufstätigkeit von Frauen im Widerspruch zu dieser Regelung stand. Nach 

Einführung dieser Regelung wurde in Norwegen ein Rückgang der 

Erwerbsarbeitsstunden bei jungen Frauen verzeichnet. Parallel zum Ausbau der 

institutionellen Kinderbetreuung haben sich die Arbeitsstunden bei jungen Frauen 

jedoch wieder deutlich erhöht. In Schweden wurde das Kinderbetreuungsgeld 

mittlerweile wieder abgeschafft, mit der Begründung, es fördere die häusliche 

Kinderbetreuung und damit hauptsächlich den Hausfrauenstatus von Frauen und es 

unterminiere die Partizipation von Frauen am Erwerbsarbeitsmarkt.  

Das vermeintlich geschlechtsneutrale Konzept der Wahlfreiheit hat sowohl in 

Norwegen als auch in Schweden geschlechterrelevante Effekte (Neubelebung 

traditioneller Geschlechterrollen) nach sich gezogen hat. ExpertInnen zufolge ist das 

Konzept der Wahlfreiheit zu eng gefasst, weil es soziale Beziehungen und 

gesellschaftliche Strukturen nicht berücksichtigt, die von gegenseitigen 

Abhängigkeiten sowie Machtungleichgewichten gekennzeichnet sein können. Die 

Bedingungen der freien Wahl sind zumeist sehr unfrei: Väter und Mütter entscheiden 

sich für eine Alternative auf Basis ungleicher Marktgewichte, ökonomischer und 

sozialer Abhängigkeiten. Auch in nordischen Ländern bietet das Einkommen vieler 

Frauen keine existenzsichernde Grundlage für die Familie.  

Im Unterschied zum Betreuungsgeld hat mit Einführung der Väterquoten, einer 

Vätern vorbehaltenen Elternzeit, in den 90er Jahren eine Paradigmenwechsel 

stattgefunden, der zur Stärkung der familiären Rolle von Vätern und damit zu einer 

gerechteren Aufteilung der Familien und Erwerbsarbeit beigetragen hat. 

 

1 Empfehlungen 

Welche Empfehlungen lassen sich aus den vorliegenden Analyseergebnissen für 

eine gleichberechtigte Teilhabe beider Geschlechter an der Betreuungsarbeit 

ableiten? 

 

Unterstützung von Caring Masculinities  

Die vergleichenden Analysen wohlfahrtsstaatlicher Regelungen in unterschiedlichen 

europäischen Ländern zeigen, dass von Väterquoten, Papa-Tagen und anderen 



Regelungen, die auf eine Erhöhung des Männeranteils an Betreuungsarbeit 

ausgerichtet sind, wesentliche Effekte in Richtung Umverteilung von Familienarbeit 

(gender-equal balance) zu erwarten sind.  

Wie die vorliegenden Ergebnisse zeigen, kann nicht davon ausgegangen werden, 

dass eine höhere Beteiligung von Männern an Familienarbeit gleichsam ‚von selbst‘ 

stattfindet, dass Einstellungsänderungen übergangslos zu Verhaltensänderungen 

führen, vielmehr bedarf es entsprechender politischer Zielsetzungen und 

Maßnahmen. Use-it-or-lose-it Konzepte (für Väter reservierte Zeiten, die bei 

Nichtinanspruchnahme verfallen) stellen dabei Best-Practice Modelle dar, die in 

nordischen Ländern wie Island, Norwegen und Schweden zu mehr als 80%igen 

Beteiligungsraten von Männern geführt haben und letztlich in geschlechtergerechten 

Teilhabemodellen münden. Flexible, lohnkompensierte Karenzmodelle mit möglichen 

Teilzeit-Varianten stellen wesentliche Aspekte dieser Regelungen dar. Auch in 

Österreich zeigt sich, dass jene Karenzvariante von Vätern am häufigsten in 

Anspruch genommen wird, die diese Aspekte annähernd gewährleistet (während 

lange Karenzzeiten mit einem relativ niedrigen Kindergeldbezug weder die 

Erwerbsorientierung der Mütter noch eine höhere Betreuungsorientierung der Väter 

fördern).  

 

Nach der Elternkarenz …. 

Kinder werden älter. Während in Österreich in den letzten zehn Jahren auf politischer 

Ebene Anstrengungen unternommen wurden, Männer stärker in ihrem 

Betreuungsvorhaben zu unterstützen (Väterkarenz, einkommensabhängiges 

Kinderbetreuungsgeld, Elternteilzeit, Papa-Monat im öffentlichen Bereich) und 

Frauen einen früheren Wiedereinstieg zu ermöglichen, stecken Überlegungen zur 

Betreuungsarbeit ab dem 7. Lebensjahr der Kinder noch ‚in den Kinderschuhen‘. Hier 

gilt es, über Arbeitszeitangebote nachzudenken, die es beiden Elternteilen erlauben, 

sich in der Familie zu engagieren und gleichzeitig als vollwertige, wenn auch zeitlich 

etwas weniger im Betrieb präsente Arbeitskräfte tätig zu sein. Es gilt über Modelle 

der Arbeitszeitreduktion nachzudenken, wie sie derzeit etwa im Nachbarland 

Deutschland diskutiert werden: Eine 20%ige Arbeitszeitreduktion bei voller 

Lohnkompensation für beide Elternteile (zugleich) würde DoppelversorgerInnen-

/DoppelbetreuerInnenmodelle fördern und damit das Spektrum an Alternativen für die 

Wahl des Betreuungsmodells deutlich erweitern.  

 

Schaffung relevanter Bedingungen für das Recht zu betreuen und das Recht, 

nicht zu betreuen 

Wenn es ein Recht zu betreuen gibt, dann soll es auch ein Recht geben, nicht zu 

betreuen. Vom Wohlfahrtsstaat dürften nicht nur Anreize in Richtung 

Kinderbetreuung zu Hause ausgehen, sondern es müssen auch 

Rahmenbedingungen für jene verbessert werden, die das Recht nicht zu betreuen in 

Anspruch nehmen wollen. Länder wie Finnland, die u.a. das persönliche Recht des 



Kindes auf öffentlich geförderte Betreuung eingeführt haben, formulierten dabei den 

Nutzen auf Seiten des Kindes. Worin könnte dieser Nutzen liegen? 

Beispielsweise in der Möglichkeit des frühen sozialen Lernens, also im Umgang mit 

anderen Kindern, der in Kinderbetreuungseinrichtungen gut möglich ist. Oder im 

Recht der Kinder auf Bildung und gleiche Bildungschancen, wenn 

Kinderbetreuungseinrichtungen als Bildungseinrichtungen verstanden werden 

(Sprache lernen, Defizite ausgleichen, Stärken fördern, etc.). 

Bei der Analyse zentraler familienpolitischer Maßnahmen in unterschiedlichen 

Ländern Europas zeigt sich, dass Paare keine echte Wahlmöglichkeiten haben, 

Familie und Beruf sukzessiv oder simultan miteinander zu vereinbaren, solange 

beispielsweise kein ausreichendes Angebot an institutionellen 

Kinderbetreuungsmöglichkeiten gegeben ist. Die Einführung des Betreuungsgelds in 

Norwegen hat unmittelbar zur Reduktion der Erwerbsarbeitsstunden bei jungen 

Frauen geführt und damit einer traditionellen Arbeitsteilung zugearbeitet. Erst infolge 

des Ausbaus der institutionellen Kinderbetreuung hat sich dieser Trend wieder 

umgekehrt.  

Um echte Wahlfreiheit zu schaffen, muss deshalb der Erhöhung der Zahl qualitativ 

hochwertiger Betreuungsplätze in der institutionellen Kinderbetreuung 

familienpolitisch oberste Priorität eingeräumt werden. In Österreich bedeutet dies, 

dass Investitionen in den Ausbau der Kinderbetreuung bei unter 3-Jährigen aber 

auch in die Öffnungszeiten, insbesondere bei Kindergärten in ruralen Gebieten, 

vonnöten sind.  

Für die Nachfrage nach Betreuungsdienstleistungen gilt es, jene Bedingungen zu 

schaffen, die den Nachfragenden eine echte Wahl lassen zwischen Geld- und 

Sachleistungen. Wahlfreiheit bedeutet, dass unterschiedliche Alternativen für die 

Wahl der Kinderbetreuung gegeben sein müssen, was den Ort, die Form, den 

Umfang und den Zeitpunkt der Betreuung anlangt. Dazu muss die institutionelle 

Kinderbetreuung weiter ausgebaut werden. 

 

Gender-Equal Balance in der Arbeitszeitkultur  

Wie die vorliegende Analyse zeigt, unterscheiden sich erwerbsbezogene 

Arbeitsstrukturen von Männern und Frauen deutlich voneinander, wenn 

betreuungspflichtige Kinder im Haushalt leben. Die Situation ist bekannt: Frauen 

gehen – wenn überhaupt – einer Teilzeiterwerbsarbeit nach, häufig niedrig entlohnt 

und prekär beschäftigt. Deshalb liegt österreichweit der frauenpolitische Schwerpunkt 

seit langer Zeit in der Forderung nach einer Erhöhung der Erwerbsarbeitszeiten für 

Frauen und in der Diskussion negativer Auswirkungen von Teilzeitbeschäftigung, 

insbesondere der Unmöglichkeit, aus Teilzeitbeschäftigung ein existenzsicherndes 

Einkommen zu lukrieren. 

Demgemäß wird die Vollzeitbeschäftigung auch für Frauen gefordert. Stimmen rund 

um die Reduktion der Erwerbsarbeitszeit – eine traditionell gewerkschaftliche 

Forderung aus den 70er Jahren – sind leiser geworden. 



Die vorliegenden Befundlagen zeigen, dass Modelle geschlechtergerechter Teilhabe 

(gender-equal balance) in der Familienarbeit vor allem in jenen Ländern anzutreffen 

sind, in denen sich die Arbeitszeitverhältnisse von Männern und Frauen einander 

annähern und insgesamt auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau einpendeln. 

Zudem zeigen die Analysen, dass die Zufriedenheit mit den Arbeitsverhältnissen 

(Einkommen, Work-Life-Balance, etc.) bei Männern in dem Maße steigt, in dem die 

Erwerbsarbeitszeiten sinken. Dies sind deutliche Hinweise darauf, dass 

gleichstellungspolitische Zielsetzungen stärker als bisher auf eine Angleichung der 

Arbeitszeiten zwischen Frauen und Männern ausgerichtet sein sollten, eine 

Angleichung, die auf ein ‚weniger‘ an Erwerbsarbeitszeit ausgerichtet ist, sodass für 

beide Elternteile die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit möglich sein 

sollte. Es gilt, das Normalarbeitsverhältnis kritisch zu reflektieren und Initiativen zur 

Arbeitszeitverkürzung voranzutreiben, insbesondere in Branchen, wo die entgrenzte 

Vollzeitarbeitskultur eine bislang unhinterfragte Realität darstellt. Dazu sollten 

Anreizsysteme auf sozialstaatlicher Ebene geschaffen werden, wie beispielsweise 

finanzielle Anreize für Paare mit Betreuungsaufgaben, wenn beide gleichermaßen 

die Arbeitszeit verkürzen oder ähnliche Anreize für eine gleichstellungsorientierte 

Aufteilung der Erwerbsarbeit und Familienarbeit. 

 

Förderung von Studien, die geschlechtergerechte Arbeitsteilungsmodelle aus 

einer auf Diversität ausgerichteten Perspektive betrachten. 

In der Erforschung geschlechterrelevanter Arbeitsteilungsmodelle wird deutlich, dass 

sich die Datengrundlagen sowohl nationaler als auch internationaler Studien sehr 

deutlich auf ein heteronormatives Konzept von Partnerschaft beziehen. 

Gleichgeschlechtliche Paarbeziehungen kommen in den gängigen Studien kaum vor. 

Zugleich fällt auf, dass Modelle zur Unterstützung geschlechtergerechter Teilhabe 

ebenfalls zumeist von einer heterosexuellen Matrix geprägt und hauptsächlich auf 

Angehörige der Mittelschicht ausgerichtet sind. Unterschiedliche Maßnahmen setzen 

an Gleichstellungsorientierungen gut gebildeter Paare an, obwohl sich andererseits 

da und dort durchaus pragmatische Modernisierungen in Richtung Arbeitsteilung 

zeigen (insbesondere in post-sozialistischen Ländern, aber auch in einer 

phasenweisen Zunahme der Väterkarenzrate bei Männern mit niedrigem 

Bildungslevel in Zeiten wirtschaftlicher Stagnation). Es gilt, intersektionale 

Forschungen in Österreich zu fördern, die neue Zugangswege zu einer 

geschlechtergerechten Arbeitsteilung aufzeigen, Wege, die in der derzeitigen 

Diskussion häufig übersehen werden (vgl. Bergmann, Scambor & Scambor, 2014). 

 

Unterstützende Bedingungen in Organisationen 

Die Implementierung von Gender Mainstreaming bzw. Geschlechtergleichstellung auf 

betrieblicher Ebene ist zumeist noch von einer ‚Women-only‘ Barriere 

gekennzeichnet. Gemeint ist der Umstand, dass Gleichstellungs- und 

Vereinbarungsmaßnahmen in Unternehmen häufig noch mit Blick auf Frauen 



entwickelt und umgesetzt werden (Frauenförderung), während Männer kaum 

Erwähnung finden. Die Norm und ideologische Regel dazu lautet: ‚Gender means 

women’. Damit hinken Entwicklungen in Unternehmen den realen Veränderungen 

(Stichwort aktive Vaterschaft; Vereinbarkeit als Thema, das Männer und Frauen 

angeht, etc.) hinterher. Betriebliche Verhältnisse ändern sich schleppend und häufig 

auf Basis gesetzlicher Regelungen. 

Aber es sind gerade die betrieblichen Rahmenbedingungen (Unternehmenskultur, 

Leitbild, Vereinbarkeitsstrukturen, Gleichstellungsstrukturen), die entscheidenden 

Einfluss auf geschlechtergerechte Teilhabeprozesse entfalten. Deshalb gilt es, 

verstärkt über Unterstützungsmaßnahmen auf betrieblicher Ebene nachzudenken: 

 Da wäre die Notwendigkeit, Organisationsanalysen voranzutreiben, um den 

betrieblichen Nutzen von Gleichstellungstrategien adäquat erfassen zu 

können. Bislang existieren beispielsweise Studien, die einen positiven 

Zusammenhang (wenngleich keinen Kausalzusammenhang) zwischen dem 

Anteil von Frauen im Management und ökonomischer Nutzenmaximierung auf 

numerischer Ebene nachweisen (vgl. Desvaux, Devillard-Hoellinger & 

Baumgarten, 2007). Die Frage, inwieweit Unternehmensvorteile aus der 

Unterstützung der Vereinbarkeit resultieren, wurde bislang kaum erforscht.  

 Im Bestreben, traditionelle Arbeitsteilungsmodelle in betrieblichen 

Normalitätskulturen zu hinterfragen, erscheint es sinnvoll, betriebliche 

Kampagnen zu lancieren, die beispielsweise auf die Stärkung der aktiven 

Vaterrolle, auf einen frühen Wiedereinstieg von Frauen mit Kindern und auf 

den Nutzen geschlechtergerechter Strukturen ausgerichtet sind. Damit 

positionieren sich Betriebe öffentlichkeitswirksam nach außen sowie 

unternehmensintern und tragen damit dazu bei, dass Einstellungsänderungen 

von den einzelnen AkteurInnen auch umgesetzt werden können.  

 Darüber hinaus sollten Informationsoffensiven, Workshops in Unternehmen 

und Unternehmensberatungen verstärkt auf gleichstellungsstrategische 

Überlegungen und betreuungsnahe Arbeitsplatzstrukturen und 

Unternehmenskulturen ausgerichtet sein. 

 Das Thema Care (Betreuung) sollte eine Schlüsselkompetenz in 

Organisationen darstellen – ein weiterer wichtiger Schritt in Richtung 

Geschlechtergleichstellung für Männer und Frauen. Dabei gilt es, das Thema 

Care von Frauen zu lösen und es zu einem allgemeinen Thema zu machen. 

D.h. einerseits, auch Männer als Mitarbeiter wahrzunehmen, die elementare 

Betreuungsarbeit leisten (vgl. Fraser, 1994), andererseits das Thema Care 

auch im Sinne von ‚sich-kümmern-um-andere‘ KollegInnen bzw. ‚sich-

kümmern-um-sich-selbst‘ zu einem Schlüsselfaktor der Unternehmenskultur 

zu machen. 

Wenn von Betrieben – wie es die vorliegenden Analysen nahe legen –  wesentliche 

Impulse für die gegenwärtigen Arbeitsteilungsmodelle ausgehen, sind von der 

Schaffung egalitärer Strukturen auf betrieblicher Ebene jedenfalls relevante 

Veränderungen in Richtung geschlechtergerechte Teilhabe an Familien- und 

Erwerbsarbeit zu erwarten.  



 

Aufeinander abgestimmte Politiken 

Unbezahlte Arbeit steht in einem engen Zusammenhang mit bezahlter Arbeit: Hier 

zeigt eine vergleichende Analyse zwar keinen über alle europäischen Länder hinweg 

einheitlichen Zusammenhang zwischen egalitärer Erwerbsarbeitsaufteilung und 

egalitärer Aufteilung der unbezahlten Arbeit, aber es lässt sich dennoch die Tendenz 

festhalten, dass der Männeranteil an Betreuungsarbeit in jenen Ländern höher ist, in 

denen beide PartnerInnen einer (reduzierten) Vollzeitarbeit nachgehen 

(DoppelversorgerInnen-/DoppelbetreuerInnenmodell). Es handelt sich dabei um 

(zumeist nordische) Länder, in denen wohlfahrtsstaatliche Reformen den Wandel der 

Geschlechterverhältnisse vorangetrieben haben. Ähnliches lässt sich auch 

hierzulande an Effekten von Maßnahmen zur Unterstützung des Erwerbseinstiegs 

von Frauen bzw. zur Stärkung der Väterkarenz erkennen. Politik kann zum Wandel 

der Geschlechterbeziehungen beitragen, wenn es ihr gelingt, die Entscheidungen der 

AkteurInnen in einem weiter gefassten Zusammenhang zu betrachten. Wie sehen die 

gegenwärtigen Arbeitsmarktstrukturen aus? Welche Erwerbsmuster resultieren 

daraus für Männer und Frauen und wie sind diese Muster mit Betreuungsmustern 

verbunden? Welche Angebote der institutionellen Kinderbetreuung sind vorhanden? 

Welche Arbeitszeitmodelle werden von den individuellen AkteurInnen favorisiert und 

welche von den Betrieben? Diese und viele andere Fragen gilt es zu berücksichtigen 

wenn wir uns dem Thema geschlechtergerechte Teilhabe stellen. 

Auf Basis der vorliegenden Befunde sollte die Politik im Sinne einer 

geschlechtergerechten Teilhabe vor allem Prioritäten im Ausbau der 

Kinderbetreuung, Unterstützung aktiver Vaterschaft (Papa-Monate), Reduzierung der 

Erwerbsarbeitszeit, Gewährleistung eines existenzsichernden Einkommens und 

Abbau der (steuerlichen u.a.) Anreizsysteme für männliche Ernährermodelle setzen. 

Doch wie soll auf politischer Ebene dabei vorgegangen werden? 

Leitner und Wroblewski (2005) konnten in einer Analyse wohlfahrtsstaatlicher 

Politiken nachweisen, dass politische Regelungen deutliche Wirkungen entfalten, 

wenn sie aufeinander abgestimmt sind, wenn es sich um einen Policy Mix handelt. 

Beispiele dazu finden die Autorinnen in nordischen Ländern, in denen die Politiken 

unterschiedlicher Bereiche einer übergeordneten Zielsetzung (bspw. der Erhöhung 

der Frauenerwerbsquote) dienen. Charakteristisch für konservative 

Wohlfahrtsstaaten ist hingegen eine Ambivalenz politischer Zielsetzungen, die dazu 

führt, dass sich individuelle AkteurInnen auf Basis ungleicher Marktgewichte 

zwischen (zuweilen unliebsamen) Alternativen entscheiden müssen. In Österreich 

fehlt es nicht nur an einer übergeordneten politischen Zielsetzung, vielmehr werden 

aus unterschiedlichen Politikbereichen unterschiedliche und zum Teil 

widersprüchliche Signale gesandt: Geht es einerseits um die Erhöhung der 

Erwerbsquote bei Frauen, öffnet sich der Arbeitsmarkt gleichzeitig für dieselben 

Frauen im prekären Segment (Teilzeit, geringfügige Beschäftigung, niedriges 

Lohnsegment, etc.) mit allen Nebenfolgen (geringe Transferzahlungen, kaum 

Karrieremöglichkeiten, etc.) (vgl. Leitner & Wroblewski, 2005). Gleichzeitig 

orientieren sich familienpolitische Maßnahmen u.a. nach wie vor an der weiblichen 



Mutterrolle und dem männlichen Ernährer (wenngleich hier Entwicklungen im Gange 

sind). 

Politische Ziele und Maßnahmen zur Unterstützung gut ausbalancierter 

Teilhabemodelle (gender-equal balance) sollten deshalb aufeinander abgestimmt 

sein und die Verfolgung widersprüchliche Richtungen und Ziele vermeiden – erst ein 

konsistenter Policy Mix stellt eine gute Basis für ein gerechtes Miteinander dar. Und 

es ist Aufgabe der Politik, jene Basis zu schaffen, die Männern und Frauen eine faire 

und gerechte Aufteilung der Pflege- und Betreuungsaufgaben ermöglichen. Denn 

nach wie vor gilt: Das Private ist politisch. 
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